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Fragestellungen zur Zukunft des Sozialen

• Betrachtet man die Ergebnisse der jüngsten Bundestagswahl, stehen die 
 Chancen für eine soziale Zukunft Deutschlands nicht zum Besten

• Vieles spricht dafür, dass die bisherige schwarz‐gelbe Koalition künftig 
 durch eine Große Koalition abgelöst werden wird

• Wie die bisherigen Erfahrungen mit einem solchen Regierungsbündnis 
 zeigen, ist eine grundlegende Neuausrichtung der Politik auf Bundesebene 

 davon nicht zu erwarten
• In meinem heutigen Vortrag möchte ich auf einige ausgewählte Aspekte 

 der sozialen Entwicklungen in Europa und in Deutschland eingehen
• Ich möchte zugleich deutlich machen, wie die aktuelle Politik dazu 

 beiträgt, die sozialen Probleme zu verschärfen 
• Abschließend werde ich der Frage nachgehen, welche politischen 

 Korrekturen notwendig wären, um eine soziale Zukunft zu sichern



Fragestellungen zur Zukunft des Sozialen

• Insgesamt werde ich mich in meinem Vortrag auf drei Schwerpunkt‐
 themen konzentrieren:

• Ungleichheit in Europa
– Ausgehend von der wachsenden Ungleichheit und Armut in Europa werde ich die  

 aktuelle Transformation der EU beleuchten und dabei besonders auf die Rolle 

 Deutschlands in der EU eingehen

• Ungleichheit in Deutschland
– In einem zweiten Themenschwerpunkt werde ich die zunehmende Ungleichheit in 

 Deutschland beispielhaft darstellen  und die Ursachen dieser Entwicklung skizzieren. Vor 

 dem Hintergrund eines schrittweisen Umbaus des deutschen Sozialstaatsmodells  

 verzichtet Deutschland bis heute auf eine nationale Armutspolitik ‐

 

zugleich sind die 

 Kommunen bei der Armutsprävention überfordert.  Als neues Problem sehen sie sich 

 mit einer armutsbedingten Zuwanderung aus Europa konfrontiert

• Ausblick
– Abschließend werde ich auf die absehbaren Auswirkungen auf die deutsche Gesellschaft 

 eingehen und Anforderungen an eine künftige Wirtschafts‐

 

und Sozialpolitik auf 

 europäischer und auf nationaler Ebene formulieren



Wachsende Ungleichheit und Armut in Europa

• Die europäische Union war schon immer durch erhebliche Unterschiede 
 im Wirtschafts‐

 
und Wohlstandsniveau zwischen den Mitgliedsstaaten 

 gekennzeichnet
• Diese haben sich im letzten Jahrzehnt durch die schrittweise Erweiterung 

 der EU nach Osten weiter vertieft
• Seit der jüngsten Wirtschafts‐

 
und Währungskrise hat die Ungleichheit in 

 der EU eine neue Dynamik erhalten
• Dies lag und liegt nicht zuletzt daran, dass die Mitgliedsstaaten von der 

 Krise unterschiedlich stark getroffen wurden und seitdem auch nur sehr 
 unterschiedlich in der Lage waren, zu einer stabilen Wirtschafts‐

 entwicklung zurückzukehren
• In vielen Mitgliedsländern liegt die Arbeitslosigkeit nach wie vor sehr hoch 

 – das gilt vor allem für das Problem der Jugendarbeitslosigkeit
• Zeitweilig ist in vielen Ländern die Ungleichheit sogar etwas zurück 

 gegangen, da die Währungskrise zunächst die höheren Einkommen 
 getroffen hat – ein Effekt, der aber nicht lange angehalten hat







Wachsende Ungleichheit und Armut in Europa

• Durch die anhaltende Wirtschaftskrise hat sich in vielen Mitgliedsstaaten 
 die Lebenssituation breiter Bevölkerungskreise nachhaltig verschlechtert 
 und die Armut weiter zugenommen 

• Vor allem in den überschuldeten südeuropäischen Ländern haben die 
 Sparauflagen von EU und EZB dazu geführt, dass sich die materielle Lage 

 weiter Bevölkerungskreise dramatisch verschlechtert hat – in diesen 
 Ländern ist die bestehende relative Armut durch eine Zunahme absoluter 

 Armut ergänzt und überlagert worden
• Deutschland gehört zu den wenigen Ländern in der EU, die die Krise 

 relativ unbeschadet überstanden haben
• Insgesamt hat sich die soziale Ungleichheit zwischen wie innerhalb der 

 Mitgliedsstaaten deutlich erhöht –
 

und vieles spricht dafür, dass sich diese 
 Entwicklung auch in Zukunft weiter fortsetzen wird

• Die zunehmende Spaltung der Wohlstandsentwicklung zwischen den 
 Mitgliedsstaaten hat bis heute nicht dazu geführt, dass soziale Ausgleichs‐

 systeme in der EU ausgebaut wurden



Zur aktuellen Transformation der EU
• Stattdessen haben die jüngsten Wirtschafts‐

 
und Währungskrisen dazu 

 geführt, dass sich in der EU die Prioritäten verschoben haben
• Stand mit der Einigung der Mitgliedsstaaten auf die Strategie „Europa 

 2020“
 

in 2010 zunächst eine strategische Orientierung im Vordergrund 
– bei der ein Gleichgewicht zwischen wirtschafts‐, beschäftigungs‐

 

und sozialpolitischen 

 Zielen angestrebt wurde 
– und das Ziel der sozialen Kohäsion einen hohen Stellenwert haben sollte

• So hat in den letzten Jahren die Bekämpfung von Währungs‐
 

und 
 Finanzkrisen immer stärker Vorrang erhalten

– Neben dem Ausbau von finanziellen Unterstützungssystemen (Währungskredite) zur 

 Stabilisierung der Währungslage einzelner Mitgliedsstaaten
– Sind ‐

 

in Ergänzung zum bestehenden Stabilitäts‐

 

und Wachstumspakt ‐

 

mit dem 

 Fiskalpakt neue Verfahren eingeführt worden, durch die sicher gestellt werden soll, dass  

 künftig haushalts‐

 

und finanzpolitische Ungleichgewichte in den Mitgliedsstaaten 

 möglichst rasch erkannt und bekämpft werden

• Maßnahmen zur Krisenprävention haben die Ansätze zu einer sozial 
 ausgewogenen Politik in der EU wie in den meisten Mitgliedsstaaten 
 verdrängt  ‐

 
stattdessen dominiert heute eine rigide Politik der 

 finanzpolitischen Stabilisierung



Die Rolle Deutschlands in der EU

• Dabei kommt Deutschland eine besondere Rolle zu:
• Einserseits gehört Deutschland zu den Ländern, die wirtschafts‐, 

 währungs‐
 

und finanzpolitisch vergleichweise erfolgreich sind
– So ist die die Zahl der Beschäftigten auch in der Krise kaum zurückgegangen und die der 

 registrierten Arbeitslosen hat nur unwesentlich zugenommen
– Statt dessen hat nach einer kurzen Wachstumsdelle das Wirtschaftswachstum rasch wieder 

 zugenommen
– Erst mit Verspätung hat das stagnierende Wachstum unserer europäischen Nachbarn dazu 

 geführt, dass auch unsere Exporte und unser Wachstum zurück gegangen sind

• Andererseits gehört  Deutschland zu den Ländern, die am stärksten darauf 
 drängen, währungs‐

 
und finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen 

 gegenüber den Krisenstaaten durchzusetzen –
 

ohne Rücksicht auf die 
 Auswirkungen in den jeweiligen Ländern

• Hintergrund ist die Tatsache
– dass Deutschland zu den Hauptgeberländern der Währungskredite von EU und EZB gehört 

 und ein starkes Eigeninteresse daran hat, die notwendigen Hilfeleistungen in Grenzen zu 

 halten
– Dies findet auch in der deutschen Medienöffentlichkeit eine breite Unterstützung



Die Rolle Deutschlands in der EU

• Tatsächlich werden in vielen Mitgliedsstaaten Deutschland und die 
 Bundeskanzlerin als Hauptverantwortliche für die zunehmend prekäre 

 Lage in ihrem Land angesehen 
• Umgekehrt nimmt in Deutschland der generelle Widerstand gegenüber 

 Hilfeleistungen für unsere EU‐Partner zu (AfD)
• Dabei wird aus deutscher Sicht aber Folgendes übersehen:

– Die Eurokrise war und ist nicht so sehr das Ergebnis hoher Staatsverschuldung, sondern 

 wachsender ökonomischer Ungleichgewichte zwischen den Mitgliedsstaaten
– Deutschland ist selbst einer der Hauptverursacher dieser Ungleichgewichte zwischen 

 den Mitgliedsstaaten
– So treibt das exportorientierte Wachstumsmodell Deutschands den Euro‐Wechselkurs 

 nach oben und erschwert den anderen Mitgliedsstaaten eine außenwirtschaftliche 

 Stabilisierung
– Zugleich erzielt Deutschland durch eine Politik des Lohndumpings

 

hohe Export‐

 überschüsse gegenüber den meisten EU‐Mitgliedsstaaten und trägt dazu bei, die 

 wirtschaftliche Lage in diesen Ländern zu destabilisieren
– Schließlich ist Deutschland das Land, das die Einführung verbindlicher Stabilitätsnormen 

 und Stabilisierungsverfahren in der EU am rücksichtslosesten vorantreibt



Die Rolle Deutschands in der EU

• Insgesamt war und ist die deutsche Wirtschaft der Hauptprofiteur
 

der 
 Währungsunion 

– wobei die erzielten Überschüsse wegen der niedrigen Unternehmenssteuern und 

 niedrigen Löhne kaum dem Staat und der Bevölkerung zugute kommen, sondern  allein 

 den Unternehmensgewinnen zufließen

• Gleichzeitig setzt die Bundesregierung alles daran, sich solidarischen 
 Lösungen der Eurokrise zu entziehen, um Belastungen der deutschen 
 Steuerzahler und Unternehmen zu vermeiden 

• Während die Bundesregierung darauf beharrt, dass Deutschland die einzig 
 richtige Politik betreibt, wird die Schuld allein unseren europäischen 

 Nachbarn zugewiesen 
• Dass für unsere (süd‐)europäischen Nacbarn das deutsche Modell garnicht 

 umsetzbar ist, bleibt dabei ausgeblendet



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• Der im Frühjahr endgültig veröffentlichte 4. Armuts‐
 

und 
 Reichtumsbericht der Bundesregierung hat eine geschönte Beschreibung 

 der sozialen Lage in diesem Land vorgelegt –
 

und ist dafür heftig kritisiert 
 worden

• Tatsächlich ist in Deutschland in den beiden letzten Jahrzehnten sowohl  
 die Vermögens‐

 
als auch die Einkommensverteilung immer weiter 

 auseinander gedriftet
• Während die mittleren Einkommensklassen immer schwächer besetzt 

 sind, ballen sich die Haushalte zunehmend am unteren und am oberen 
 Rand der Verteilung 

• Vor diesem Hintergrund hat auch die Zahl der Personen und Haushalte 
 zugenommen, die unter der Armutsgrenze leben

• Gleichzeitig hat die Verbleibsdauer in Armut zugenommen – wer heute in 
 Armut gerät, hat nur geringe Chancen, der Armut wieder zu entkommen

• Deutschland zeigt das Bild einer sich zunehmend verfestigenden 
 Unterklasse



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• Nach wie vor nimmt die Ungleichhei der Vermögensvertelung weiter zu:



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• Auch im europäischen Vergleich weist Deutschland im letzten Jahrzehnt 
 eine bemerkenswerte Entwicklung auf:

– So hat die Ungleichheit der Einkommensverteilung seit den 90er Jahren in keinem 

 OECD‐Mitgliedsland so stark zugenommen wie inDeutschland   



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• In einer Studie der Bertelsmann‐Stiftung zur sozialen Gerechtigkeit in 
 hochentwickelten Ländern liegt Deutschland auf dem 15. von 31 Plätzen



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• Fast jeder sechste Bundesbürger lebt heute in Armut – dabei sind 
 bestimmte Gruppen in besonderem Maße von Armut bedroht bzw. 

 betroffen:



Wachsende Ungleichheit in Deutschland

• Ursache dieser Entwicklung ist zum einen der beschleunigte wirtschaftliche 
 und soziale Wandel im Zuge einer weltmarktorientierten Modernisierung : 

– Zwar steigt die Beschäftigung von Jahr zu Jahr auf neue Rekordhöhen, dieser Anstieg 

 findet jedoch fast ausschließlich bei prekären Beschäftigungsverhältnissen statt
– Zwar ist die Zahl der registierten

 

Arbeitslosen rückläufig, davon haben jedoch die Lang‐

 zeitarbeitslosen bisher kaum profitiert
– Trotz einer insgesamt stabilen Entwicklung von Wirtschaft und Einkommen wächst die Zahl 

 derer, die von diesem steigenden Wohlstand nicht profitieren und

 

die dauerhaft in das 

 gesellschaftliche Abseits abgedrängt werden
– So hat auch die Zahl der Menschen, die auf Leistungen der sozialen Mindestsicherung (SGB 

 II, SGB XII, Asylbewerberleistungsgesetz) angewiesen sind, in den letzten Jahren kaum 

 abgenommen – nach wie vor liegt die Zahl der Leistungsempfänger weitaaus

 

höher als vor 

 10 Jahren
– Dabei liegt ‐

 

trotz der kritischen Rechtsprechung des BVerfG

 

‐

 

das Niveau der Sozialhilfe‐

 und Grundsicherungsleistungen so niedrig, das ein Leben frei von

 

Armut davon nicht 

 möglich ist
– Gegenwärtig sehen sich mehr und mehr Kommunen genötigt, die steigenden Energie‐

 kosten

 

durch ergänzende Hilfen aufzufangen. Mit  Energiesparberatung und kostenlosen 

 Energiesparprodukten lässt sich die aktuelle Misere jedoch nicht beheben 



Umbau der Wirtschafts‐
 

und Sozialpolitik

• Die Zunahme der sozialen Ungleichheit ist aber auch das Ergebnis
 

einer 
 Politik, die seit einem Jahrzehnt darauf setzt, das deutsche konservative 
 Sozialstaatsmodell in Richtung des liberal‐angelsächsichen

 
Modells 

 umzubauen
• Mit Einführung des Leitbilds des aktivierenden Staats sind bereits zu rot‐

 grünen Regierungzeiten
 

grundlegende Reformen in Angriff genommen 
 worden, die den sozialen Schutz abgebaut haben

– Mit der Riester‐Reform wurde das Problem der Altersarmut auf die politische 

 Tagesordnung gesetzt: Seit Jahren warnt die OECD vor einam

 

rapiden Anstieg der 

 Altersarmut in den kommenden Jahren
– Mit der Hartz IV‐Reform wurde die materielle Absicherung von Langzeitarbeitslosen

 drastisch reduziert – als Folge dessen ist in keinem anderen EU‐Land die Armut vn

 Arbeitslosen so hoch wie in Deutschland
– Auch in der Gesundheits‐

 

und Pflegepolitik sind erste Umbauschritte in Angriff 

 genommen worden 

• Insgesamt haben diese Reformen dazu beigetragen, die Absicherung
 gegenüber materiellen Lebensrisiken zurückzubauen. Der Schutz vor 
 Armut hat sich dadurch weiter verringert  



Verzicht auf eine nationale Armutspolitik

• Mit Verabschiedung der Strategie „Europa 2020“
 

in der EU hat sich auch 
 Deutschland verpflichtet, die Armut bekämpfen

• Indem dieses Ziel auf europäischer wie auf nationaler Ebene auch 
 quantitativ festgelegt wurde, sollte die Armutsreduzierung noch 

 konsequenter als bisher verfolgt werden
• Allerdings hat Deutschland die Armutsziele auf europäischer Ebene stark 

 verwässert –
 

indem nunmehr auch die Verringerung von Langzeit‐
 arbeitslosigkeit

 
als Armutsbekämpfung ausgegeben werden kann

• Konsequenterweise hat die Bundesregierung nur noch beschäftigungs‐
 politische Ziele formuliert –

 
dagegen blieb das Problem der 

 Einkommensarmut in den letzten jahren
 

komplett ausgeblendet
• Zwar hat die Bundesregierung in ihrem jüngsten Armuts‐

 
und Reichtums‐

 bericht
 

Zahlen zur Einkommensarmut vorgelegt – sie hat jedoch bis heute 
 auf eine konsequente Armutspolitik verzichtet



Verzicht auf eine nationale Armutspolitik

• Die EU‐Kommission hat bereits im Jahr 2002 der damaligen 
 Bundesregierung vorgehalten, dass Deutschland keine integrierte 

 Strategie der Armutsbekämpfung entwickelt hat, die alle Ebenen und 
 Akteursgruppen umfasst

• Tatsächlich wird das föderale System von Bund, Ländern und Kommunen 
 vor allem dazu genutzt, sich gegenseitig die Verantwortung zuzuschieben 
 und sich selbst zu entlasten

• Als Folge dessen können wir seit Anfang des letzten Jahrzehnts die 
 „perverse Entwicklung“

 
beobachten,

– Dass zwar gemäß

 

Regierungsrethorik die Armut in diesem Land bekämpft wird,
– Dass seitdem aber die Armut mehr denn je zugenommen hat!

• Auch die regierungsamtliche Armuts‐
 

und Reichtumsberichterstattung hat 
 bis heute zu keiner konsequenten Politik gegen Armut geführt

• Statt dessen schreitet der Umbau unseres Sozialstaatsmodells in Richtung 
 des liberal‐angelsächsischen Modells immer weiter voran



Kommunen überfordert bei der 
 Armutsprävention

• Eine nachhaltige Politik gegen Armut erfordert neben monetären  
 Sicherungssystemen auf Bundesebene ein lokales Netz von sozialen

 Diensten und Unterstützungsleistungen 
• Tatsächlich sind die Kommunen jedoch immer weniger in der Lage, die 

 sozialen Dienste gemäß
 

dem örtlichen Bedarf auszubauen
• Während einerseits immer mehr Aufgaben von Bund und Ländern auf die 

 Kommunen verlagert werden, sind sie aufgrund unzureichender eigener 
 Haushaltsmittel nicht in der Lage, eine bedarfsdeckende Versorgung 

 herzustellen
• Durch die verfassungsrechtliche Verankerung der Schuldenbremse für die 

 öffentlichen Haushalte wird sich der fiskalische Spielraum künftig sogar 
 noch weiter verengen

• Die Kommunen sehen sich daher zunehmend weniger in der Lage, sozial 
 ausgewogene Lebensverhältnisse für ihre Bürger zu gewährleisten  



Zuwanderung als Re‐Import von Armut

• In jüngster Zeit klagen die Kommunen über eine erneute Zunahme von 
 Migranten, die vor allem aus den süd‐osteuropäischen EU‐Mitglieds‐

 staaten (Bulgarien und Rumänien) zuwandern
• Anders als bei Flüchtlingen und Asylbewerbern aus Nicht‐EU‐Staaten kann 

 diese Zuwanderung nicht unterbunden werden, da die EU‐Verträge 
 grundsätzlich eine Freizügigkeit vorsehen

• Die Ambivalenz Deutschlands gegenüber diesen neuen Migrantengruppen 
 zeigt sich darin, 

– Dass die Bundesregierung mit Anwerbeprogrammen um junge und gut qualifizierte 

 Arbeitskräfte aus den europäischen Krisenstaaten wirbt, um den angeblichen 

 Fachkräftemangel zu beheben
– Gleichzeitig sehen sich die Kommunen vom Zustrom derer überfordert, die wegen der 

 Armut in ihren Heimatländern in Deutschland eine dauerhafte Lebensperspektive 

 suchen 



Zuwanderung als Re‐Import von Armut

• Die Kommunalen Spitzenverbände haben daher gefordert, 
– dass Deutschland und die EU mit eigenen Hilfeprogrammen dazu beitragen sollten, die 

 Lebensverhältnisse in den Heimatländern der Zuwanderer zu verbessern
– Da die Kommunen überfordert seien, diesen Gruppen kurzfrstig angemessene 

 Lebensverhältnisse zu ermöglichen

• Es spricht vieles dafür, dass mit der zunehmende Verarmung in Teilen der 
 EU diese Zuwanderung – auch aus anderen Ländern ‐

 
zunehmen wird 

• Dazu tragen nicht zuletzt die rigiden Sparauflagen bei, die auf Druck 
 Deutschlands diesen Ländern auferlegt werden 

• Fazit: 
– Deutschland wird immer mehr von den Folgen seiner Politik gegenüber den übrigen EU‐

 Mitgliedsländern eingeholt. Je härter die Auflagen und je größer die sozialen Probleme, 

 desto mehr wird auch der Zuwanderugsdruck zunehmen  
– Die Gefahr ist groß, dass sie in Deutschland  Teil der sich verfestigenden Unterklasse 

 werden und zu deren Wachstum beitragen
– Bisher ist offen, in welchen Maße Bund und Länder die Kommunen dabei unterstützen 

 werden, sozialstaatlich angemessene Wohn‐, Arbeits‐

 

und Lebensbedingungen für die 

 Zuwanderer zu schaffen



Ausblick: Veränderung der EU und 
 Anforderungen an die europäische Politik

• Je mehr sich die Lebensbedingungen und Lebenslagen zwischen den den 
 Eu‐Staaten auseinander entwickeln, desto größer wird die Gefahr, dass 

 die politischen Konflikte innerhalb der EU zunehmen und die EU 
 insgesamt an Rückhalt verliert

• Soll das Projekt nicht insgesamt in Frage gestellt werden wäre eine 
 Korrektur der europäischen Politik erforderlich

– So darf die Abstimmung der Währungs‐

 

und Finanzpolitik nicht allein auf die 

 Krisenländer fokussiert sein (Mahn‐

 

und Sanktionsverfahren)
– Vielmehr muss künftig die Politik aller Mitglieder überprüft und im Hinblick auf deren 

 Auswirkungen auf alle Mitgliedsstaaten erörtert werden – damit gehört auch die Politk 

 Deutschlands auf diesen Prüfstand
– Es müssen wirksame Unterstützungssysteme für Länder in akuten Krisenlagen 

 geschaffen werden  (wie z.B. die sog. Eurobonds), die Ausdruck einer gemeisamen, 

 solidarischen Krisenregulierung sind
– Schlisßlich sind gemeinsame – von allen Mitgliedsstaaten getragne ‐

 

Förderprogramme 

 für die Krisenländer zu schaffen, um eine weitere Verschärfung der Krisen zu 

 unterbilden (Europäischer Marshalplan) 



Ausblick: Veränderung der EU und 
 Anforderungen an die europäische Politik

• Schließlich muss in der europäischen Politik die Balance zwischen der  
 Wirtschafts‐, Währungs‐

 
und Finanzpolitik einerseits und der 

 Beschäftigungs‐
 

und Sozialpolitik andererseits wieder hergestellt werden
• Es darf nicht sein, dass in Krisenzeiten die soziale Frage und die 

 sozialpolitischen Ziele und Programme in den Hindergrund gedrängt 
 werden 

• Gerade in solchen Phasen sind sie in besonderem Maße gefordert, soll der 
 Anspruch eines europäischen Sozialmodells nicht völlig preisgegeben 

 werden 
• Dies macht es erforderlich, eine breite gesellschaftiche Beteiligung an den 

 nationalen wie an den europäischen Entscheidungen sicher zu stellen 



Ausblick: Veränderung der 
 deutschen Gesellschaft

• Die skizzierte Veränderung der Ressourcenverteilung in Deutschland hat 
 einen Wandel der Lebensbedingungen und Lebenslagen in Gang gesetzt, 
 der das Selbstverständnis unserer Gesellschaft nachhaltig verändert wird

• Das Bild einer Mittelschichtsgesellschaft wird zunehmend abgelöst durch 
 das einer polarisierten Gesellschaft, in der die Mittelschicht schrumpft 

 und sich Armut und Reichtum immer schärfer konturiert gegenüberstehen
• Da Aufstiegsprozesse zunehmend schwieriger werden, drohen Menschen, 

 die als Folge allgemeiner Lebensrisiken in prekäre Lebenslagen geraten, 
 dauerhaft ausgegrenzt zu werden

• Zugleich reichen als Folge des Umbaus der letzten Sicherungsnetze die 
 materiellen Existenzrisiken mittlerweile bis weit in mittlere Einkommens‐

 schichten hinein
• Dennoch ist in unserer Gesellschaft immer weniger die Bereitschaft zu 

 solidarischen Lösungen für die zunehmenden sozialen Risiken zu erkennen 
 – diese werden vielmehr verdrängt, wie die aktuelle Wahl gezeigt hat



Ausblick: Veränderung der 
 deutschen Gesellschaft

• Je mehr sich die sozialen Spaltungstendenzen in der Gesellschaft
 vertiefen, desto größer wird die Gefahr, dass auch der soziale 

 Zusammenhalt schwindet
• Nicht nur national sondern auch lokal drohen Lebensbedingungen und 

 Interessenlagen auseinander zu driften –
 

künftig dürften daher soziale 
 und politische Spannungen und Konflikte zunehmen, wie wir das bisher in 

 Deutschland nicht kennen  
– In den Städten werden „sozial schwache Gruppen“

 

an den Rand gedrängt, zunehmend 

 breiten sich auch in Deutschland „gated communities“

 

aus
– Es wächst die Gefahr, dass sich der soziale Druck gegenüber gesell‐schaftlichen 

 Randgruppen verschärft (Migranten, Wohnungslose etc.)
– Zugleich droht sich auch die staatliche Leistungsgewährung zu verhärten bzw. zu einer 

 Verwaltung der Ausgrenzung zu degenerieren

• Auch wenn vor allem die Opfer des Strukturwandels davon negativ 
 getroffen werden, erhöhen sich auch die materiellen und immateriellen 

 Kosten für die Gewinner dieser Entwicklung 



Ausblick: Anforderung an eine künftige 
 Wirtschafts‐

 
und Sozialpolitik

• Um die Zukunft einer gespaltenen Gesellschaft in Deutschland zu 
 verhindern, bedarf es umfassender Korrekturen der Wirtschaft‐, Finanz‐

 und Sozialpolitik in Deutschland (und Europa)
• Notwendig wäre zum einen ein Umbau des deutschen Wirtschaftsmodells 

 im Sinne einer stärker binnenwirtschaftlichen Ausrichtung. Dazu wäre es 
 notwendig, Massenkonsum und Staatsausgaben zu steigern

• Eine Verringerung der exorbitanten Exportüberschüsse Deutschlands 
 würde den inter‐nationalen Handel erleichtern. Zugleich würden sich 
 dadurch auch die Wirtschaftsbeziehungen zu unseren europäischen 

 Nachbarn entspannen 
• Notwendig wäre zum anderen ein Steuer‐

 
und Abgabensystem, das den 

 erhöhten staatlichen Mittelbedarf abdeckt und zugleich zu einer 
 gerechteren Lastenverteilung beiträgt

• Weiterhin notwendig wäre eine stärkere Abstimmung der Ziele und 
 Programme von Bund, Ländern und Städten bzw. Gemeinden, um eine 

 intergrierte, nachhaltige Politik in den verschiedenen politischen 
 Handlungsfeldern zu erreichen 



Ausblick: Anforderungen an eine künftige
 Wirtschafts‐

 
und Sozialpolitik

• Der Umbau der nationalen Sicherungssysteme sollte insoweit rückgängig 
 gemacht werden, dass durch die Sozialversicherungssysteme eine 

 umfassende Absicherung der allgemeinen Lebensrisiken sicher gestellt 
 wird – Dies gilt insbesondere für die Renten‐

 
und die Arbeitslosen‐

 versicherung
• Darüber hinaus sollte das letzte Netz sozialer Sicherung zu einem Schutz‐

 system ausgebaut werden, durch das ein Leben in Armut wirksam 
 vermieden werden kann – zu diskriminierungsfreien Bedingungen

• Schließlich sollten die Kommunen durch eine ausreichende Mittel‐
 ausstattung in die Lage versetzt werden, eine bedarfsgerechte soziale 

 Infrastruktur bereit zu stellen
• Zugleich sollten die Beteiligungsstrukturen für die Betroffenen und ihre 

 Organisationen auf nationaler wie auf lokaler Ebene gestärkt werden



Ausblick: Anforderungen an eine künftige
 Wirtschafts‐

 
und Sozialpolitik

• Die sozialwissenschaftliche Forschung zu sozialer Ungleichheit und Armut 
 liefert uns hinreichende Erkenntnisse, um eine bessere Vermeidung oder 
 Überwindung von gesellschaftlicher Polarisierung und prekären 

 Lebenslagen zu ermöglichen
• Das Haupthindernis für die Umsetzung geeigneter Strategien und 

 Programme liegt vor allem in den derzeitigen gesellschaftlichen und 
 politischen Interessenlagen 

• Solange die Gewinner des gesellschaftlichen Strukturwandels davon 
 ausgehen können, dass sie ihre Gewinne privatisieren können, solange 

 werden sie nicht bereit sein, sich an den Kosten zur Abfederung der 
 negativen Folgen dieses Wandels zu beteiligen

• Erst wenn sich die Erkenntnis verbreitet, dass bei einer sich vertiefenden 
 Spaltung alle gesellschaftliche Gruppen verlieren, könnte die Chance 

 entstehen, einen breiten gesellschaftlichen Rückhalt für einen politischen 
 Kurswechsel zu finden
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